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DPolG: Senator Steffen maßregelt die Polizei und ris-
kiert den Super-GAU  

 „Es wird keine Demonstrationsverbotszone in der Innenstadt geben!“ 
 

 
Justizsenator Till Steffen (Bündnis90/Die Grünen) hat gestern bekannt gegeben, dass sich 
der Hamburger Senat gegen eine Demonstrationsverbotszone in der Innenstadt ausgespro-
chen hat.  
 
„Wir sind uns im Senat einig: Es wird keine Demonstrationsverbotszone geben. Es wird selbstver-
ständlich möglich sein, während des Gipfels sehr sichtbar zu demonstrieren.“ Und das solle auch 
für sehr große Demonstrationen gelten. Große Demos werden „tatsächlich auch an einem zentra-
len Ort in der Stadt möglich sein“, sagte Steffen gegenüber NDR 90,3. 
 
Beim G20-Gipfel am 7. und 8. Juli dieses Jahres werden in Hamburg mehr als 100.000 Gegende-
monstranten erwartet. Unter anderem Tausende gewaltbereite Linksextremisten aus ganz 
Deutschland und dem europäischen Ausland. Mit dieser von Justizsenator Till Steffen verkündeten 
Entscheidung unterläuft der Senat die Bemühungen der Polizei, Demonstrationen aus Gründen 
der Gefahrenabwehr aus der Innenstadt herauszuhalten.  
 
Dazu Joachim Lenders, Landesvorsitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft Hamburg 
(DPolG): „Ich bin fassungslos und wütend. Mit dieser Entscheidung, Demonstrationen jed-
weder Art und Größe in der Hamburger City während des G20-Gipfels zuzulassen, maßre-
gelt der Senat die Polizei und lädt Linksterroristen geradezu ein, die Stadt auseinanderzu-
nehmen. Kein noch so großes Polizeiaufgebot kann dies in einer Millionenmetropole ver-
hindern. Offenbar ist weder dem Ersten Bürgermeister noch den verantwortlichen Senato-
ren bewusst, was da Anfang Juli auf Hamburg tatsächlich zukommt.  
 
Wer übernimmt die politische Verantwortung wenn der G20-Gipfel so endet, wie der G8-
Gipfel 2001 in Genua mit hunderten Verletzten und einem Toten? Wer übernimmt die Ver-
antwortung, wenn wortwörtlich Teile Hamburgs brennen oder die gesamte Mönckeberg-
straße entglast wird? Der Senat betreibt mit seiner Entscheidung ein gefährliches Va-
banquespiel und riskiert dabei ohne Not den sicherheitspolitischen Super-GAU.  
 
Beim G20-Gipfel werden meinen Kolleginnen und Kollegen zu allem entschlossene Links-
extremisten gegenüberstehen, für die Gewalt ein legitimes Mittel des politischen Kampfes 
ist. Mit der gestrigen Entscheidung des Senats werden Polizistinnen und Polizisten wieder 
einmal vorgeführt und dürfen dann in wenigen Monaten ihre Knochen hinhalten, weil die 
Politik es so und nicht anders wollte.“  
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„Ist es eigentlich ein Zufall, dass der Senat diese Entscheidung fällte und durch Justizsenator Till 
Steffen verkünden ließ, während Innensenator Andy Grote (SPD) und Polizeipräsident Ralf Martin 
Meier im Urlaub sind?“, so Joachim Lenders weiter.  
 
Bereits jetzt, im Vorfeld des G20-Gipfels, werden Hamburgs Polizisten und auswärtige Kräf-
te enorm belastet und sind faktisch am Limit – drei Monate (!) vor dem eigentlichen Ereig-
nis!  
Einsatzlagen können ohne Aufruf der Alarmeinheiten nicht mehr bewältigt werden. Auch am be-
vorstehenden Osterwochenende werden zum zweiten Mal im April wieder die Alarmeinheiten auf-
gerufen, um die Sicherheitslage in der Stadt zu bewältigen. Es reicht jetzt endgültig! In einem Er-
lass des Personalamtes aus dem Jahr 2006 stellt die oberste Dienstbehörde fest, dass bei Fehlern 
durch Überbeanspruchung im schlimmsten Fall die öffentliche Sicherheit gefährdet wird. Und ge-
nau diese Überbeanspruchung der Einsatzkräfte der Polizei steht jetzt bevor und wir fordern als 
DPolG Hamburg die Innenbehörde auf, dem unverzüglich entgegenzuwirken und entsprechende 
Maßnahmen zu veranlassen. 
 
Der Verzicht auf eine Demonstrationsverbotszone ist aus Sicht der DPolG ein sicherheits-
politischer Skandal mit Ansage! Die Fachleute für die innere Sicherheit nennt man landläu-
fig Polizisten. In Hamburg ist deren Sach- und Fachverstand offensichtlich nicht gefragt 
und erwünscht. Hier will der Senat „gefallen“ und das progressive Klientel „bedienen“ – auf 
Kosten der Sicherheit unserer Stadt und der Menschen, die in ihr leben! 
 
 


